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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/374 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 12/65 — des 
Leopold Windisch, Mainz, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 5. Deutschen 


Bundestag vom 19. September 1965 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 

Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 16. September 1965 hat der 
Einspruchsführer Einspruch eingelegt. 

Dieses Schreiben hat er an den zu der Zeit am- 
tierenden Bundespräsidenten, dem Ministerprä- 
sidenten von Hessen, Dr. August Zinn, geschickt, 
über den Bundesminister des Innern ist es dem 
Bundestag innerhalb der gesetzlich vorgeschrie- 
benen Frist zugegangen. 

Zur Begründung trägt er vor, 

die Wahl sei wegen Verletzung der Ordnungs- 
mäßigkeit sowie „wegen Zulassung von straf- 
rechtlich zu verfolgenden Kandidaten als Wahl- 
werber und Bewerber um Bundestagssitze unzu- 
lässig". Darüber hinaus fänden die Wahlen zu 
einem Zeitpunkt statt, in dem in der Bundes- 
republik von Amtsstellen des Staates eine Zen- 
sur ausgeübt, die von den auf die Verfassung 
vereidigten Ministern geduldet und gefördert 
werde. Fortgesetzt handelten Mitglieder der Re- 
gierung und des Bundestages gegen das Grund- 
gesetz und die Deklaration der Menschenrechte. 
In einem solchen rechtlichen und politischen Not- 
stand könnten keine freien Wahlen stattfinden. 
Mit Schreiben vom 25. Oktober 1965 wurde der 


Einspruchsführer gebeten, seinen Einspruch zu 
konkretisieren und im einzelnen zu begründen. 
Dieses Schreiben blieb unbeantwortet. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht eingelegt 
und auch zulässig; er ist jedoch offensichtlich unbe- 
gründet. Aufgabe der Wahlprüfung ist es, festzu- 
stellen, ob durch Verletzung der Wahlrechtsbestim- 
mungen das Ergebnis der Wahl beeinflußt worden 
ist. 

Der Einspruchsführer hat keine Verletzung der 
Wahlrechtsvorschriften behauptet. Seine allgemein 
gehaltenen Formulierungen können einen Wahl- 
einspruch nicht begründen. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurück- 
zuweisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Ge- 
setzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten 
Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesverfas- 
sungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesverfas- 

sungsgericht eingegangen sein. 
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